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Entwurf eines Gesetzes über die Elektrizitätswirtschaft 

A. Problem  

Die ökologischen Belastungen des Verbrauchs von Energie haben 
zu dauernden Schäden der Umwelt geführt. Das Klima der Erde 
wird unter anderem durch das Verfeuern der fossilen Brennstoffe 
Öl, Kohle und Gas, die auch zur Elektrizitätserzeugung genutzt 
werden, so verändert, daß katastrophale Folgen für die Erde dro-
hen. Da der weltweite Energieverbrauch wegen der wachsenden 
Weltbevölkerung und der wirtschaftlichen Entwicklung ohne eine 
grundlegende Reform der Energieversorgungsstruktur weiter 
steigen wird, ist eine grundlegende Reform nötig. Die Energie-
reserven, die sich in Jahrmillionen gebildet haben, werden bei 
Fortsetzung der weltweiten Verschwendung in wenigen Jahrhun-
derten erschöpft sein. Die westlichen Industrieländer, die mehr 
als 50 % der Energie verbrauchen, müssen mit ökologischen Re-
formen vorangehen. Dazu sind: 

- die Monopolstrukturen in der Elektrizitätswirtschaft aufzulösen, 

- Wettbewerb um Erzeugung und Lieferung zu organisieren, 

- ein diskriminierungsfreier Zugang zu den Netzen zu organisie-
ren, 

- ein kommunales Satzungsrecht zur Elektrizitätsversorgung zu 
begründen, 

- die Energieversorgung den ökologischen Erfordernissen anzu-
passen, 

- alle technischen Potentiale zur Energieeinsparung und zur ratio-
nellen Energienutzung auszuschöpfen, 

- eine Vorrangregelung für den Einsatz erneuerbarer Energien 
und Kraft-Wärme-Kopplung zu schaffen, 

- alle rechtlichen und administrativen Hemmnisse, die einer Erhö-
hung der Energieeffizienz entgegenstehen, zu beseitigen, 

- eine zeitlich befristete Übergangsregelung für die ostdeutsche 
Braunkohle einzuführen. 

Nachdem die europäische Richtlinie 96/92/EG vom 19. Dezember 
1996 betreffend gemeinsamer Vorschriften für den Elektrizitäts- 
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binnenmarkt in Kraft getreten ist, ist der deutsche Gesetzgeber 
aufgefordert, diese Richtlinie durch ein Gesetz über die Elektrizi-
tätswirtschaft umzusetzen. 

B. Lösung  

Die europäische Richtlinie, die einen gleichgewichtigen, grenz-
überschreitenden Marktzugang zwischen den Mitgliedstaaten 
nicht vollständig erreicht, bietet dennoch einen Wettbewerbs- und 
umweltpolitisch ausreichend gestaltbaren Rahmen. Wesentliche 
Kriterien dafür sind: 

- die Trennung von Erzeugungs-, Netzbetriebs- und Lieferaktivi-
täten der bisherigen Versorgungsunternehmen, 

- die befristete Lizenzierung bzw. Konzessionierung der Netz-
betreiber, 

- die Regulierung des diskriminierungsfreien Netzzugangs, 

- Vorrangregelungen zugunsten gemeinwirtschaftlicher Ver-
pflichtungen zur Versorgungssicherheit und für den Einsatz 
heimischer Energien, 

- Vorrangregelungen für erneuerbare Energien und  Kraft-
Wärme-Kopplung, 

- Vorrangregelungen für den Umweltschutz. 

Mit dem' Gesetzentwurf über die Elektrizitätswirtschaft wird die-
ser Rahmen ausgeschöpft, wobei das von der Verfassung ge-
währte Recht der Gemeinden, in ihrem örtlichen Wirkungskreis 
die Energieversorgung und damit auch die Erzeugung und  Liefe

-

rung  von Elektrizität zu betreiben, konkretisiert wird. 

Folgende Regelungen sind vorgesehen: 

- Die Ziele Versorgungssicherheit, Umweltverträglichkeit, Res-
sourcenschonung, Wirtschaftlichkeit und Verbraucherschutz 
sind bei der Erzeugung, dem Netzbetrieb und der Lieferung 
von Elektrizität gleichrangig zu beachten; 

- die Gemeinden stellen die Elektrizitätsversorgung auf der ört-
lichen Ebene sicher und erlassen eine Satzung, in der die Ver-
tragsgestaltung zur Elektrizitätsversorgung festgelegt wird. Sie 
haben folgende Wahlmöglichkeiten: 

- Verträge ohne Versorgungspflicht, d. h. jeder Lieferant von 
Elektrizität und jeder Kunde hat diskriminierungsfreien Zu-
gang zu den örtlichen . Netzen; 

- Verträge mit Versorgungspflicht für bestimmte Kundengrup-
pen, d. h. ein oder mehrere Lieferanten haben den Auftrag, 
für bestimmte Kundengruppen Elektrizität zu einheitlichen 
Tarif- oder Preisstrukturen zu liefern; 

- Verträge mit Alleinverkäuferstatus, d. h. der Lieferant erhält 
auf Zeit ein Liefermonopol, verbunden mit einer Versorgungs-
pflicht für alle Kunden im vertraglich festgelegten Liefer-
gebiet unter Übernahmepflicht der von Dritten angebotenen 
Lieferungen; 
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- Trennung von Erzeugung, Übertragung, Verteilung und Liefe-
rung von Elektrizität, 

- diskriminierungsfreier. Netzzugang von Erzeugern, Lieferanten 
und Kunden, 

- Lizenzierung bzw. Konzessionierung der Netzbetreiber bei Ge-
währung von Netzbenutzungsentgelten nach Selbstkosten, 

- Recht der Gemeinden zur Erhebung von Konzessionsabgaben, 

- Verpflichtung zur Minimalkostenplanung, 

- Vorrangregelungen mit Einspeiserecht zugunsten erneuerbarer 
Energien und Kraft-Wärme-Kopplung mit festen Vergütungs-
sätzen, 

- Vorrangregelung für heimische Energieträger, 

- Kartell- und Energieaufsicht zur Sicherung des Wettbewerbs 
und gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Die ökologische Umstrukturierung der Elektrizitätsversorgung 
soll dazu beitragen, über die Gewährung von Wettbewerb und 
die Durchsetzung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen die 
externen Kosten zu senken und zu einer sparsamen Ressourcen-
nutzung zur Elektrizitätserzeugung und zum Elektrizitätsver-
brauch beizutragen. 

Durch die Vorrangregelung für erneuerbare Energien und  Kraft-
Wärme-Kopplung werden die erschöpflichen Energieressourcen 
geschont und der Aufbau der Solarwirtschaft vorangetrieben. 
Damit werden ökologische Investitionen gesichert, die externen 
Kosten gesenkt und durch die schrittweise Umstrukturierung 
Dauerarbeitsplätze in der Energiespar-, Umweltschutz- und Solar-
wirtschaft gesichert bzw. neu geschaffen. Durch die Vorrangrege-
lung für heimische Energien werden die zur Umstrukturierung 
der ostdeutschen Elektrizitätswirtschaft getätigten Investitionen 
rentabel bleiben. Es werden keine zusätzlichen Belastungen der 
öffentlichen Haushalte entstehen. 
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Entwurf eines Gesetzes über die Elektrizitätswirtschaft 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Inhaltsübersicht 

Erster Abschnitt: Allgemeine Vorschriften 

§ 1 Anwendungsbereich, Ziele des Gesetzes 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

Zweiter Abschnitt: Voraussetzungen für die Einfüh-
rung von Wettbewerb in der Elektrizitätswirtschaft 

§ 3 Trennung von Erzeugung, Übertragung, Vertei-
lung und Lieferung in der Elektrizitätswirt-
schaft 

§ 4 Transparenz- und Vorschaupublikationspflich-
ten 

§ 5 Zugang zur Netzinfrastruktur 

§ 6 Benutzung verschiedener Netze/Netzbereiche 

Dritter Abschnitt: Organisation der Elektrizitäts-
wirtschaft 

§ 7 Allgemeine Organisation des Netzbetriebs 

§ 8 Lizenzierung der überörtlichen Netzbetreiber 

§ 9 Aufgaben der Gemeinden 

§ 10 Konzessionierung der örtlichen Netzbetreiber 

§ 11 Örtliche Versorgung 

§ 12 Konzessionsabgabe 

Vierter Abschnitt: Instrumente der Elektrizitätswirt-
schaft 

§ 13 Planfeststellung, Plangenehmigung, Leitungs-
bau 

§ 14 Besitzeinweisung, Enteignung 

§ 15 Tarifaufsicht 

Fünfter Abschnitt: Gemeinwirtschaftliche Verpflich-
tungen 

§ 16 Minimalkostenplanung 

§ 17 Vorrangeinspeisungen aus Gründen des Um-
weltschutzes 

§ 18 Übergangsregelung zugunsten ostdeutscher 
Braunkohle 

§ 19 Marktzutrittsregelungen 

Sechster Abschnitt: Aufsicht 

§ 20 Kartell- und Energieaufsicht 

Siebter Abschnitt: Schlußvorschriften 

§ 21 Zuständigkeiten 

§ 22 Ordnungswidrigkeiten 

§ 23 Inkrafttreten 

§ 24 Außerkrafttreten 

ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Anwendungsbereich, Ziele des Gesetzes 

(1) Dieses Gesetz gilt für die Elektrizitätswirtschaft; 
die §§ 103, 103 a des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen sind auf die Versorgung mit Elektrizi-
tät nicht anzuwenden. 

(2) Erzeugung, Übertragung, Verteilung und Liefe-
rung von Elektrizität sind sicher, umweltverträglich, 
ressourcenschonend und wirtschaftlich zu gewährlei-
sten. Dem Verbraucherschutz ist Rechnung zu tra-
gen. 

(3) Die Sicherheit der Versorgung ist langfristig zu 
gewährleisten. Dazu müssen alle erforderlichen 
Maßnahmen ergriffen werden, um die Abhängigkeit 
von Energieimporten durch Energiesparmaßnahmen, 
Effizienzverbesserungen und die Nutzung heimi-
scher Energieträger so gering wie möglich zu halten. 

§2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Gesetzes bezeichnet der Ausdruck: 

1. Erzeugung ist die Produktion von Elektrizität. 

2. Übertragung ist der Transpo rt  von Elektrizität in 
überörtlichen Netzen oder in Netzen mit einer 
Nennspannung von 110 kV oder mehr zum 
Zwecke der Stromversorgung von Kunden oder 
Verteilern. 

3. Verteilung ist der Transpo rt  von Elektrizität in 
örtlichen Netzen oder in Netzen mit einer Nenn-
spannung von weniger als 110 kV zum Zwecke 
der Stromversorgung von Kunden. 

4. Kunden sind Händler, Lieferunternehmen oder 
Endverbraucher von Elektrizität. 

5. Lieferungen oder Versorgungen bezeichnen den 
Verkauf von Elektrizität an Kunden. 

6. Gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen liegen 
im Allgemeininteresse und beziehen sich auf die 
Sicherheit, einschließlich der Versorgungssicher- 
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heit, die Regelmäßigkeit, die Qualität und den 
Preis von elektriztätswirtschaftlichen Aktivitäten 
sowie den Umweltschutz. 

7. Elektrizität aus erneuerbaren Energien basiert 
auf Sonnenenergie, Windenergie, Wasserkraft 
und auf Energien aus Biomasse, Deponiegas- 
und Klärgasanlagen, biologischer Rest- und Ab-
fallverwertung sowie gewerblicher Holzverarbei-
tung. 

8. Kraft-Wärme-Kopplung ist die gemeinsame Er-
zeugung von Elektrizität und Nutzwärme unter 
weitgehender Vermeidung von Abwärme. 

9. Garantielieferung ist die Lieferung von Elektrizi-
tät auf örtlicher Ebene mit einer Versorgungs-
pflicht für bestimmte Kundengruppen auf ver-
traglicher Basis. 

10. Ein alleiniger Verkäufer von Elektrizität ist für 
die örtliche Versorgung insgesamt verantwortlich 
und verpflichtet, in Lieferverträge zwischen Kun-
den und Dritten einzutreten. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Voraussetzungen für die Einführung 
von Wettbewerb in der Elektrizitätswirtschaft 

§3 

Trennung von Erzeugung, Übertragung, Verteilung 
und Lieferung in der Elektrizitätswirtschaft 

(1) Erzeugung, Übertragung, Verteilung und Liefe-
rung sind jeweils einzelnen Unternehmen, Betrieben 
oder Betriebsteilen zuzuordnen, wenn diese nicht 
ohnehin unabhängig voneinander geführt werden. 
Die §§ 264 bis 330 des Handelsgesetzbuchs sind auf 
alle unternehmerischen oder bet rieblichen Einheiten 
im Sinne des Satzes 1 anzuwenden. 

(2) Unternehmerische oder bet riebliche Einheiten 
im Sinne des Absatzes 1 führen in ihrer internen 
Buchführung getrennte Konten für die Bereiche Er-
zeugung, Übertragung, Verteilung und Lieferung 
sowie für Aktivitäten außerhalb des Elektrizitäts-
bereichs. Sie nehmen für jede Aktivität eine Bilanz 
sowie eine Gewinn- und Verlustrechnung in den An-
hang ihres Jahresabschlusses auf. 

(3) Das Nähere wird durch Rechtsverordnung des 
Bundesministeriums für Wirtschaft mit Zustimmung 
des Bundesrates geregelt. 

§4 

Transparenz- und Vorschaupublikationspflichten 

Unternehmen, Betriebe oder Betriebsteile, die 
Übertragungs- oder Verteilnetze be treiben, ermitteln 
und veröffentlichen mindestens alle zwei Jahre eine 
Übersicht der Bedarfsentwicklungen, der Auslastung 
der Netzbetriebsmittel sowie der Daten zu anschließ-
baren Kapazitäten. In der Übersicht sind Annahmen 
über Ort und Kapazitäten von Vorrangeinspeisungen 
im Sinne der §§ 17 und 18 dieses Gesetzes zu treffen.  

§5 

Zugang zur Netzinfrastruktur 

(1) Der Zugang und die Benutzung von Netzen, 
den dazugehörigen Nebenanlagen und Hilfsdiensten 
sind Erzeugern, Lieferanten und Kunden diskrimi-
nierungsfrei zu den gleichen Vertragsbedingungen 
einzuräumen. 

(2) Der Betreiber eines Netzes hat das Netz und die 
Netzdienstleistungen den Nutzern zu gleichen Be-
dingungen für zeitgleiche Benutzung einzuräumen. 
Grundlage der Entgelte sind die bei rationellem Be-
trieb gerechtfertigten Selbstkosten. Außergewöhnli-
che Risiken und Kosten für besondere Standards der 
Sicherheit der Versorgung sind denjenigen in Rech-
nung zu stellen, die diese Kosten veranlassen. 

(3) Der Betreiber eines Netzes kann den Zugang zu 
dem Netz verweigern, 

1. wenn er nicht über die notwendige Netzkapazität 
verfügt und dies entsprechend nachweisen und 
begründen kann, 

2. wenn die Aufnahme von Elektrizität nach den 
§§ 17 oder 18 (Kraft-Wärme-Kopplung, erneuer-
bare Energien, heimische Energieträger) hier-
durch gefährdet wird. 

(4) Das Nähere einschließlich der Festlegung der 
Netzentgelte wird durch Rechtsverordnung des Bun-
desministeriums für Wirtschaft mit Zustimmung des 
Bundesrates geregelt. 

§6 

Benutzung verschiedener Netze/Netzbereiche 

Werden bei der Lieferung verschiedene Netze/ 
Netzbereiche berührt, so haben die Netzbetreiber 
gemeinsam sicherzustellen, daß keine über § 5 Abs. 2 
hinausgehenden Einschränkungen eintreten. 

DRITTER ABSCHNITT 

Organisation der Elektrizitätswirtschaft 

§7 

Allgemeine Organisation des Netzbetriebs 

Wer ein Netz be treibt, ist unter Beachtung der 
Ziele des Gesetzes gemäß § 1 verpflichtet, 

1. ein sicheres, zuverlässiges und leistungsfähiges 
Netz nebst den Verbindungsknoten, verkehrsübli-
chen Nebenanlagen und den notwendigen Hilfs-
diensten des Netzbetriebs und der Netzbenutzung 
zu errichten, zu erhalten und bereitzustellen und 
dabei die üblichen von den Kunden benötigten 
elektrizitätswirtschaftlichen St andards wie Fre-
quenz, Spannung und Leistung sicherzustellen, 
soweit dies wirtschaftlich zumutbar ist, 

2. allgemeine Bedingungen und Preise öffentlich be-
kanntzugeben und zu diesen jedem Interessenten 
die Anschließung, die Nutzung der Netzknoten, 
des Netzes, der Nebenanlagen und Hilfsdienste 
anzubieten, 
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3. bei der Bereithaltung des Netzes und dem Ange-
bot seiner Nutzung die Wahrnehmung von Inter-
essen einzelner Erzeuger, Lieferanten, anderer 
Netzbetreiber und Kunden zu unterlassen und, 
wenn das Netzbetriebssystem nicht ohnehin unab-
hängig von Erzeugung und Verteilung von Ener-
gie ist, dieses im Sinne des §3 zu führen, 

4. wirtschaftlich oder wettbewerblich sensible Infor-
mationen, von denen er bei der Ausübung der 
Netzbetreibertätigkeit Kenntnis erlangt, weder 
Dritten noch Unternehmen bzw. Bet rieben nach 
§ 3 zugänglich zu machen. 

§8 

Lizenzierung der überörtlichen Netzbetreiber 

(1) Die Energieaufsichtsbehörde (§ 20) benennt für 
einen Zeitraum von jeweils 20 Jahren überörtliche 
Netzbetreiber. 

Die Benennung erfolgt unter der Maßgabe, daß die 
überörtlichen Netze bedarfsgerecht und rationell zur 
Einspeisung und zur Entnahme von Energie, zur An-
schließung von Erzeugern und Kunden außerhalb 
der örtlichen Netze und zur Zusammenarbeit mit 
gleichartigen, vor- und nachgelagerten Netzen be-
reitgehalten werden. 

Unternehmen, Betriebe oder Betriebsteile, die zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes ein 
überörtliches Netz betreiben, sind im Sinne von 
Satz 1 für einen Zeitraum von 20 Jahren als benannt 
anzusehen. 

(2) Ein überörtlicher Netzbetreiber wird auf Antrag 
benannt, wenn 

1. der Antragsteller als Unternehmer und die für die 
Führung der Geschäfte beste llten Personen zuver-
lässig sind, 

2. der Antragsteller als Unternehmer finanziell lei

-

stungsfähig ist und 

3. der Antragsteller als Unternehmer oder die für die 
Führung der Geschäfte bestellten Personen die 
erforderliche Fachkunde haben und damit die Ge-
währ für eine sichere Betriebsführung des Netzes 
bieten. 

(3) Die Aufsichtsbehörde kann die Benennung 
widerrufen, wenn eine der Voraussetzungen des Ab-
satzes 2 nicht mehr vorliegt. 

(4) Der Netzeigentümer ist verpflichtet, dem lizen-
zierten Netzbetreiber das Netz zur entgeltlichen Nut-
zung oder zum Eigentumserwerb anzubieten. 

§9 

Aufgaben der Gemeinden 

(1) Die Gemeinden stellen im Rahmen ihrer Da-
seinsvorsorge (Artikel 28 Abs. 2 des Grundgesetzes) 
und in Erfüllung gemeinwirtschaftlicher Verpflich-
tungen im Allgemeininteresse (Artikel 90 EU-Ver-
trag, Artikel 3 Abs. 2 der Richtlinie 96/92/EG betref-
fend gemeinsame Vorschriften für den Elektrizitäts-

binnenmarkt) die örtliche Elektrizitätsversorgung 
sicher. Sie schaffen für die örtliche Gemeinschaft die 
Voraussetzungen für eine wirtschaftliche, rationelle, 
wettbewerbsoffene und umweltschonende Elektrizi-
tätswirtschaft und für die umweltschonende und 
sparsame Nutzung von Elektrizität. 

(2) Die Gemeinden können sich zur Erfüllung der 
Aufgaben nach Absatz 1 selbst energiewirtschaftlich 
betätigen oder Dritte damit beauftragen. 

(3) Wettbewerbsbeschränkungen, die von Gemein-
den aufgrund der Aufgaben nach Absatz 1 veranlaßt 
oder vereinbart werden, dürfen nicht weiter gehen 
als erforderlich ist, um Aufgaben der Gemeinden 
oder Interessen der örtlichen Gemeinschaft zu ver-
wirklichen. 

§ 10 

Konzessionierung der örtlichen Netzbetreiber 

(1) Die Gemeinden können für den örtlichen Netz-
betrieb Konzessionsverträge abschließen. Die Ver-
träge dürfen höchstens eine Laufzeit von 20 Jahren 
haben. 

Sie müssen Regelungen für die Weitergabe des Net-
zes enthalten. Das Netz muß in einem betriebsfähi-
gen Zustand weitergegeben werden. Hierfür ist eine 
wirtschaftlich angemessene Vergütung vorzusehen. 

Das Nähere wird durch Rechtsverordnung des Bun-
desministeriums für Wirtschaft mit Zustimmung des 
Bundesrates geregelt. 

(2) § 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen findet auf den Konzessionsvertrag keine An-
wendung. 

§ 11 

Örtliche Versorgung 

(1) Die Gemeinden können durch Satzung und 
Verträge regeln, daß die Lieferung von Elektrizität im 
Gemeindegebiet ausschließlich durch ein oder meh-
rere Unternehmen oder Bet riebe erfolgt, wenn dies 
für eine den Zielen dieses Gesetzes entsprechende 
Gestaltung der Energieversorgung im Gemeindege-
biet erforderlich ist. 

(2) Die Gemeinden können bei der Belieferung der 
örtlichen Gemeinschaft zwischen folgenden Ver-
tragstypen wählen: 

1. Vertragsgestaltung ohne Versorgungspflicht für 
bestimmte Kundengruppen, 

2. Vertragsgestaltung mit Versorgungspflicht für be-
stimmte Kundengruppen (Garantielieferung), 

3. Vertragsgestaltung mit der Einräumung der Stel-
lung als alleiniger Verkäufer. 

(3) Die Verträge nach Absatz 2 können für eine 
Laufzeit von höchstens 20 Jahren abgeschlossen wer-
den. 

(4) Für die wettbewerbsbeschränkenden Alternati-
ven des Absatzes 2 gilt § 1 des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen nicht. 
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§ 12 

Konzessionsabgabe 

(1) Konzessionsabgaben sind Entgelte, die Unter-
nehmen oder Betriebe für Vertragsrechte nach § 10 
entrichten. Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes ver-
einbarten Konzessionsverträge gelten insbesondere 
in bezug auf die Konzessionsabgabe fo rt . 

(2) Das Bundesministerium für Wi rtschaft kann 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun-
desrates die Zulässigkeit und Bemessung der Kon-
zessionsabgaben regeln. Es kann dabei für verschie-
dene Kundengruppen und Verwendungszwecke und 
gestaffelt nach der Einwohnerzahl der Gemeinden 
unterschiedliche Höchstsätze in Pfennigen je gelie-
ferter Kilowattstunde festsetzen. 

VIERTER ABSCHNITT 

Genehmigung auf Aufsicht 
der Elektrizitätswirtschaft 

§ 13 

Planfeststellung, Plangenehmigung, Leitungsbau 

(1) Die Errichtung oder die Änderung von Leitun-
gen mit einer Nennspannung von 110 kV oder mehr 
bedarf der Planfeststellung. Eine Plangenehmigung 
hat die Rechtswirkungen der Planfeststellung. 

(2) Dem Antrag auf Planfeststellung ist zu entspre-
chen, wenn das Vorhaben gerechtfertigt ist und nach 
Abwägung der öffentlichen und p rivaten Belange die 
Interessen an dem Vorhaben ein höheres Gewicht als 
die entgegenstehenden Interessen haben. Der Bau 
einer neuen Leitung kann untersagt werden, wenn 
dies zur rationellen Betriebsführung von Netzen oder 
zur Verminderung von Umweltbelastungen geboten 
ist. 

(3) Die Planfeststellung schließt die Feststellung 
der Zulässigkeit der Enteignung ein. Die Enteig-
nungsgesetze der Länder bleiben unberührt. 

(4) Die Errichtung von Leitungen von 10 kV oder 
mehr unterliegt der Anzeigepflicht. Absatz 2 gilt ent-
sprechend. 

§ 14 

Besitzeinweisung, Enteignung 

Die Entziehung oder die Beschränkung von 
Grundeigentum oder Recht am Eigentum im Wege 
der Enteignung ist zulässig, soweit sie zur Ausfüh-
rung eines nach § 13 festgestellten Vorhabens erfor-
derlich ist. 

§15 

Tarifaufsicht 

Die Tarife für die Inanspruchnahme von Netzen 
nach den §§ 8 und 10 sowie für Lieferungen im Rah-
men der örtlichen Versorgung mit Versorgungspflicht  

nach § 11 bedürfen der Genehmigung durch die zu-
ständige Behörde. Die genehmigten Tarife sind vom 
jeweiligen Unternehmen oder Betrieb zu veröffent-
lichen. 

Art, Ausgestaltung und Höhe der Tarife sind durch 
Rechtsverordnung des Bundesministeriums für Wirt

-schaft mit Zustimmung des Bundesrates zu regeln. 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Gemeinwirtschaftliche Verpflichtung 

§ 16 

Minimalkostenplanung 

(1) Erzeuger und Lieferanten von Elektrizität sind 
verpflichtet, den Nutzenergiebedarf so gering wie 
möglich zu halten, die Effizienz bei der Gewinnung 
und Bereitstellung der Elektrizität zu steigern, und in 
stetig zunehmendem Maß erneuerbare Energieträger 
für Elektrizitätsdienstleistungen zu nutzen. 

(2) Die Verpflichtung umfaßt auch beratende und 
planende Dienstleistungen für die Maßnahmen im 
Sinne des Absatzes 1. 

(3) Die Verpflichtung zur Minimalkostenplanung 
ist einzuhalten, soweit dies technisch zumutbar ist 
und die mit den Maßnahmen verbundenen Kosten 
nicht außer Verhältnis zu den erzielten Umweltent-
lastungen stehen. 

§ 17 

Vorrangeinspeisungen aus Gründen 
des Umweltschutzes 

(1) Der Netzzugang von Elektrizität aus erneuerba-
ren Energien und Kraft-Wärme-Kopplung hat Vor-
rang vor allen anderen Netzzugängen. 

(2) Der Netzzugang von Elektrizität aus erneuer-
baren Energien und Kraft-Wärme-Kopplung erfolgt 
unentgeltlich. 

(3) Wer ein überörtliches oder örtliches Netz be-
treibt, ist verpflichtet, vorrangig die ihm angebotene 
Elektrizität aus erneuerbaren Energien und aus 
Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen abzunehmen. 

(4) Der aufnehmende Netzbetreiber zahlt dem Ein

-

speiseberechtigten eine Mindestvergütung nach den 
Grundsätzen vermiedener Bezugskosten zuzüglich 
eines Umweltaufschlages. Die Höhe der Mindestver-
gütung beträgt im zeitlichen Durchschnitt für Elektri-
zität 

1. aus Sonnenenergie- und Windkraftanlagen 17 Pf/ 
kWh, 

2. aus Wasserkraftwerken bis 5 MW, aus Deponie

-

gas- oder Klärgasanlagen, aus Anlagen der biolo-
gischen Rest- und Abfallverwertung oder der ge-
werblichen Holzverarbeitung bis 20 MW 15 Pf/kWh, 

3. aus Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen bis 1 MW 
12 Pf/kWh, über 1 MW 10 Pf/kWh. 
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(5) Die den aufnehmenden Netzbetreibern insge-
samt entstehenden Mehrkosten für die Abnahme von 
Elektrizität aus Anlagen gemäß Absatz 1 gegenüber 
den sonstigen Erzeugungskosten werden auf alle ört-
lichen und überörtlichen Netzbetreiber umgelegt. 
Sie führen untereinander einen Kostenausgleich 
durch. Die jeweiligen Mehraufwendungen können 
die Netzbetreiber auf ihre Netzbetriebskosten auf-
schlagen. 

(6) Das Bundesministerium für Wirtschaft erläßt mit 
Zustimmung des Bundesrates eine Rechtsverord-
nung, in der festgelegt wird: 

1. die Zeitdauer der Vergütungssätze unter Berück-
sichtigung der unterschiedlichen natürlichen Vor-
aussetzungen für den Bet rieb der Anlagen im 
Sinne des Absatzes 4, 

2. die Einzelheiten des Ausgleichsverfahrens zwi-
schen den Netzbetreibern im Sinne des Absatzes 5. 

§ 18 

Übergangsregelung zugunsten ostdeutscher 
Braunkohleerzeugung 

(1) Wer Elektrizität an letzte Verbraucher im Gel-
tungsbereich des Gesetzes liefert oder zur eigenen 
Versorgung erzeugt, hat unabhängig von § 17 für 
jede bezogene oder aus eigener Erzeugung ver-
brauchte kWh Elektrizität 0,10 kWh aus der Elektrizi-
tätserzeugung auf Basis ostdeutscher Braunkohle zu 
beziehen. Die Bezugspflicht soll durch Verträge mit 
anderen Lieferunternehmen oder Eigenversorgern so 
erfüllt werden, daß eine Abnahme der Elektrizität in 
räumlicher Nähe zur Erzeugung möglich ist. Die Be-
zugspflicht gilt bis zum 31. Dezember 2006. 

(2) Stellt das Bundesministerium für Wirtschaft fest, 
daß die für den Elektrizitätsbezug geforderten Preise 
oder Konditionen unangemessen ungünstig oder bei 
einzelnen Bezugspflichtigen im Vergleich zu anderen 
unterschiedlich sind, erläßt es eine Rechtsverord-
nung zur Einführung einer Preisaufsicht, die in Über-
einstimmung mit den Vorschriften der Bundesord-
nung Elektrizität die geforderten Entgelte auf die bei 
rationeller Betriebsführung gerechtfertigten Kosten 
und angemessene Gewinne begrenzt. 

§ 19 

Marktzutrittsregelung 

Bis zum Ablauf des Jahres 2006 kann der Betreiber 
eines Netzes den Zugang zu dem Netz verweigern, 

1. wenn Elektrizität aus einem anderen Mitgliedstaat 
der Europäischen Union oder einem Drittstaat ge-
liefert werden soll und der zu beliefernde Kunde 
in diesem Mitgliedstaat oder einem Drittstaat nicht 
als Kunde zugelassen wäre oder 

2. wenn Elektrizität aus einem anderen Mitgliedstaat 
der Europäischen Union oder einem Drittstaat 
geliefert werden soll und die zugrundeliegende 

Produktionsweise zu unverhältnismäßigen Um-
weltbelastungen führen würde. 

SECHSTER ABSCHNITT 

Aufsicht 

§ 20 

Kartell- und Energieaufsicht. 

(1) Die für die Kartell- und Energieaufsicht zustän-
digen Behörden überwachen die Einhaltung der Vor-
schriften dieses Gesetzes. Sie können im Einzelfall 
die erforderlichen Maßnahmen zur Einhaltung dieses 
Gesetzes anordnen. 

(2) Unternehmerische und betriebliche Einheiten 
im Sinne des § 3 Abs. 1 haben auf Verlangen der Be-
hörden Auskünfte über wi rtschaftliche, umweltbezo-
gene und technische Sachverhalte zu geben, die zur 
Überwachung der sich aus dem Gesetz ergebenden 
Pflichten erforderlich sind. Die Auskunftspflichtige 
kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, 
deren Beantwortung sie selbst oder einen der in § 383 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichne-
ten Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfol-
gung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über 
Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

(3) Die von den Behörden mit der Aufsicht beauf-
tragten Personen sind berechtigt, Betriebsgrund-
stücke, Geschäftsräume und Einrichtungen von 
unternehmerischen und bet rieblichen Einheiten im 
Sinne des §3 Abs. 1 zu betreten, dort  Prüfungen vor-
zunehmen sowie geschäftliche und betriebliche Un-
terlagen einzusehen, soweit dies zur Überwachung 
der sich aus diesem Gesetz ergebenden Pflichten er-
forderlich ist. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit 
der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird 
insoweit eingeschränkt. 

SIEBTER ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 

§21 

Zuständigkeiten 

(1) Die Aufgaben nach diesem Gesetz und den 
hierzu ergangenen Rechtsverordnungen werden 
durch die Länder ausgeführt. Zuständige Behörden 
sind die durch die Landesregierung bestimmten 
obersten Landesbehörden. Diese können im Einzel-
fall  nachgeordnete Behörden mit der Wahrnehmung 
von Aufgaben nach diesem Gesetz beauftragen. 

(2) In Fällen, in denen die Wirkung einer Maßnah-
me einer obersten Landesbehörde oder eines Ener-
gieversorgungsunternehmens über das Gebiet eines 
Landes hinausgeht, ist Einvernehmen zwischen den 
zuständigen Behörden herzustellen. In Fä llen, die für 
das Bundesgebiet von grundsätzlicher Bedeutung 
sind, ist die Bundesregierung befugt, Auskünfte über 
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die geplante Maßnahme und eine Erörterung zu ver-
langen. 

§ 22 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig den Netzbetrieb ohne Anzeige oder Ge-
nehmigung aufnimmt oder Energieanlagen betreibt, 
einer im Gesetz vorgeschriebenen Mitteilungspflicht 
oder den im Gesetz genannten Rechtsverordnungen 
nicht nachkommt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße bis zu zweihunderttausend Deutsche Mark ge-
ahndet werden.  

§ 23 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün-
dung in Kraft. 

§24 

Außerkrafttreten bisherigen Rechts 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten das 
Gesetz zur Förderung der Energiewi rtschaft vom 
13. Dezember 1935 bezüglich der Regelungen zur 
Elektrizitätsversorgung und  das Gesetz zur Stromein-
speisung vom 7. Dezember 1990 außer Kraft. 

Bonn, den 15. April 1997 

Rudolf Scharping und Fraktion 
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Begründung 

I. Allgemeine Begründung 

1. Die Situation 
auf dem europäischen Energiemarkt 

Schon heute orientieren sich in Europa die an 
der Energieversorgung beteiligten Unternehmen an 
der erwarteten Öffnung der Märkte. Sie verstärken 
ihre europäischen und nationalen Kooperationen, 
treiben Rationalisierungsinvestitionen voran und 
optimieren ihre Produktion. Wegen der wachsen-
den Angebote an billigem Strom sind bereits harte 
Preiskämpfe im Gange. Es ist absehbar, daß auch 
die Strommärkte in Europa trotz großer Struktur-
unterschiede zusammenwachsen werden. Der Ener-
gieverbrauch innerhalb der EU beläuft sich auf jähr-
lich etwa 1,7 Mrd. t SKE. Rund 44 % entfallen auf 
Mineralöl und seine Produkte, 35 % auf Elektrizität, 
10 % auf Gas, 2 % auf erneuerbare Energien. 45 % 
des Energieverbrauchs innerhalb der EU ist lei-
stungsgebundener Strom- und Gasverbrauch. Für  
die Zukunft erwartet die Europäische Kommission 
bis zum Jahr 2005 einen Zuwachs des Strom-
verbrauchs von über 25 % und des Gasverbrauchs 
von 35 %. Heute werden allein die Energiebeschaf-
fungskosten für die europäischen Elektrizitäts- und 
Gasmärkte auf etwa 600 Mrd. DM pro Jahr ge-
schätzt. 

Energie muß schon heute zu über 50 % importiert 
werden, wobei der Anteil noch höher wäre, wenn 
England und Holland sich nicht selbst versorgten. 
Diese Abhängigkeit von Importen wird im Jahr 2005 
auf über 70 % ansteigen. 

Die europäischen Staaten werden die gemeinsamen 
Klimaschutzziele auch wegen des erwarteten Ver-
brauchszuwachses nicht einhalten. Deutschland hat 
bis heute nur eine um 11 % geringere CO2-Emis-
sionsbilanz, und dies auch nur wegen des wirtschaft-
lichen Rückgangs in Ostdeutschland. 

Diese negativen Konsequenzen für Umwelt- und 
Klimaschutz einerseits sowie nicht kalkulierbare 
Versorgungs- und Preisrisiken andererseits füh-
ren innerhalb der EU zu der zwingenden Forderung, 
gemeinsame europäische Strategien zur Energieein-
sparung zu entwickeln und zugleich Umweltschutz-
standards zu vereinbaren, was europäisch harmoni-
sierte Energie- bzw. Öko-Steuern einschließt. Hinzu-
treten müssen vereinheitlichte Regeln für die Förde-
rung erneuerbarer Energien. Solange dies nicht ge-
schieht, sind wir von einem ökologisch verantwortba-
ren Ordnungsrahmen der Energiewi rtschaft in Euro-
pa weit entfernt. 

2. Die europäische Richtlinie 
für einen gemeinsamen Elektrizitätsbinnenmarkt 
vom 19. Dezember 1996 

Obwohl die Richtlinie das Ziel verfehlt, einen umf as

-

senden und einheitlichen Elektrizitätsbinnenmarkt 
zu schaffen, die Marktposition deutscher Energiever-
sorger schwächt und lediglich den Großkunden Zu-
gang zu den europäischen Netzen gewährt, ist sie 
nach Verabschiedung durch das Europäische Parla-
ment in deutsches Recht umzusetzen. 

Die Richtlinie führt zwar zu einem ungleichgewichti-
gen, grenzüberschreitenden Marktzugang zwischen 
den Mitgliedstaaten sowie zu einer einseitigen Be-
günstigung großer Industriekunden, bietet aber den 
Mitgliedstaaten wettbewerbspolitisch und umwelt-
politisch ausreichend Gestaltungsspielraum. 

Im Gegensatz zu der offensichtlich unrea listischen 
Vorstellung, daß Wettbewerb in der Elektrizitätswirt-
schaft vor allem durch Direktleitungsbau oder kon-
kurrierenden Leitungsbau bewirkt werden könne, 
sind die wichtigsten Instrumente dafür: 

- die möglichst weitgehende Trennung von Erzeu-
gungs-, Netzbetriebs- und Lieferaktivitäten inner-
halb der bisherigen „ Versorgungs " -Unternehmen, 

- die befristete Lizenzierung bzw. Konzessionierung 
von Netzbetreibern, die unabhängig handeln müs-
sen von Erzeugungs- und Lieferinteressen, 

- die Regulierung des diskriminierungsfreien Netz-
zugangs. 

Die Richtlinie geht zu Recht davon aus, daß leitungs-
gebundene Energienetze Monopole oder Quasi-Mo-
nopole bleiben werden. Deshalb muß der Wettbe-
werb auf der Erzeugungs- und der Lieferantenebene 
organisiert werden, wo Monopole unnötig, ja sogar 
schädlich sind. 

Die Richtlinie schafft darüber hinaus den Gestal-
tungsspielraum für eine moderne, ökologisch ausge-
richtete und zukunftssichere Organisation der Elek-
trizitätswirtschaft durch Auferlegung von gemein-
wirtschaftlichen Verpflichtungen wie Versorgungssi-
cherheit, Gleichpreisigkeit in einem Netzgebiet für 
die Standardkundschaft und für den Umweltschutz 
sowie von Vorrangregelungen für Strom aus erneuer-
baren Energien und Kraft-Wärme-Kopplung in Über-
tragungs- und Verteilernetzen. Schließlich gestattet 
die Richtlinie auch Vorrangregelungen für heimische 
Energieträger. 

3. Die deutsche Elektrizitätswirtschaft 

Die deutsche Elektrizitätswirtschaft ist durch Mono-
pole und Konzentrationstendenzen gekennzeichnet, 
gemäß den Zielen des Gesetzes zur Förderung der 
Energiewirtschaft vom 13. Dezember 1935. Danach 
sollten die „volkswirtschaftlich schädlichen Auswir- 
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kungen des Wettbewerbs" verhindert und ein 
„zweckmäßiger Ausgleich durch Verbundwirtschaft" 
gefördert werden. 

In den 50er Jahren wurde deshalb die Strom- und 
Gaswirtschaft im Gesetz gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen weitgehend vom Wettbewerb freige-
stellt, weil sie als „natürliche Monopolbereiche" gal-
ten. 

Zur Sicherung der Versorgungsmonopole waren De-
markationsverträge zwischen den Versorgungsunter-
nehmen sowie ausschließliche Wegerechte in Kon-
zessionsverträgen zwischen Versorgungsunterneh-
men und Gemeinden vom allgemeinen Kartellverbot 
freigestellt. Die Kunden waren bisher auf das für ihr 
Gebiet zuständige „Versorgungsunternehmen" an-
gewiesen. Netzunabhängige Kraftwerksbetreiber 
hatten praktisch keine Chancen, die öffentlichen 
Netze zu nutzen und Kunden zu beliefern. Trotz die-
ser Sicherheit im Monopol hat die Elektrizitätswirt-
schaft insgesamt keine ausreichenden Anstrengun-
gen zur Verminderung des Stromverbrauchs, zur sy-
stematischen Nutzung erneuerbarer Energien oder 
zum Umweltschutz unternommen, die über be-
stehende rechtliche Verpflichtungen hinausgingen. 

Die Monopolverfassung der deutschen Elektrizitäts-
wirtschaft hat auch mit dazu beigetragen, daß die 
deutschen Strompreise im europäischen Vergleich 
überdurchschnittlich hoch sind. Das von dem Ener-
giewirtschaftsgesetz geförderte System der Verbund-
wirtschaft hat dazu geführt, daß in Deutschland über 
80 % der Elektrizität von neun Verbundunternehmen 
erzeugt wird. 

Ferner halten diese marktbeherrschenden Unterneh-
men umfangreiche Kapitalbeteiligungen an lokalen 
und regionalen Versorgern oder sind mit diesen ver-
flochten. Ihre Versorgung reicht deshalb häufig bis 
zum Letztverbraucher. Die vertikalen Verflechtungen 
der Verbundunternehmen mit regionalen und kom-
munalen Unternehmen erstrecken sich über den 
Stromsektor in die Gas- und Fernwärmeversorgung 
hinein. Deshalb ist nur ein sehr eingeschränkter 
Wettbewerb im Elektrizitätsmarkt möglich. 

Die 900 kommunalen Versorgungsunternehmen, die 
einen Anteil von etwa 23 % (45 Mrd. DM) am Strom-
und Gasmarkt haben, arbeiten oft im Querverbund, 
d. h. sie liefern neben Strom und Gas auch Fe rn

-wärme und Wasser. Teilweise kommen noch Entsor-
gung, öffentlicher Personennahverkehr und Woh-
nungsbau hinzu. 

Diese kommunalen Aktivitäten sind gemäß Arti-
kel 28 Abs. 2 Grundgesetz verfassungsrechtlich ge-
schützt. Das Bundesverfassungsgericht zählt die 
Energieversorgung zu den „typischen, die Daseins-
vorsorge betreffenden Aufgaben der kommunalen 
Gebietskörperschaften" - so in einer Entscheidung 
aus dem Jahr 1990. Zumindest der Kernbereich die-
ser Aufgabe dürfe auch durch Gesetze nicht so ein-
geschränkt werden, daß die Energieversorgung in-
haltlich ausgehöhlt, ihr die Gelegenheit zu kraftvoller 
Betätigung geraubt und sie auf ein Schattendasein 
verwiesen werde. 

Die Kommunen sahen und sehen in der lokalen Ener-
gieversorgung die Chance, andere Geschäftsberei-
che zu finanzieren und damit Aufgaben der Daseins-
vorsorge im öffentlichen Interesse zu erfüllen. So 
wird oft der öffentliche Personennahverkehr über die 
Gewinne aus der Energieversorgung bezuschußt, 
auch werden Schulen, Kindergärten und andere so-
ziale Einrichtungen von den Gemeinden aus diesen 
Gewinnen mit unterhalten. Deshalb müssen die 
Kommunen auch weiterhin ihr verfassungsgemäßes 
Recht wahrnehmen können und beim kommenden 
Stromwettbewerb die gleichen Chancen wie alle an-
deren Marktteilnehmer haben. 

Die Besonderheiten der Elektrizitätswirtschaft wie 
Netzgebundenheit, Nichtspeicherbarkeit und hohe 
Kapitalintensität der Kraftwerke und Netze wurden 
bisher zur Begründung des geltenden Ordnungsrah-
mens angeführt. Wettbewerb gefährde wegen dieser 
Besonderheiten die Versorgungssicherheit und führe 
auch nicht zu einer Verminderung der Versorgungs-
kosten. Nachdem inte rnational zunehmend und auch 
erfolgreich Wettbewerbsmodelle für die Elektrizitäts-
wirtschaft angewandt werden, hat dieses Argument 
an Gewicht verloren. Auch die deutschen Erfah-
rungen mit der Liberalisierung im Eisenbahnwesen 
und bei der Telekommunikation, wo jeweils ähn-
liche Besonderheiten wie in der Elektrizitätswirt-
schaft vorliegen, zeigen, wie Wettbewerb trotz Netz-
gebundenheit und sogar trotz der natürlichen Mono-
pole von Netzen organisiert werden kann. Dies ist, in 
Übereinstimmung mit der Wissenschaft, auch die 
Auffassung der Monopolkommission (10. Hauptgut-
achten 1992/1993, Drucksache 12/8323, Nummer 
863 ff.). 

Zunehmend setzt sich auch die Erkenntnis und die 
Erfahrung durch, daß Vorrangregelungen zugunsten 
der rationellen Energieverwendung, der Nutzung er-
neuerbarer Energien und des Umweltschutzes sehr 
gut mit Wettbewerbsmodellen kombiniert werden 
können. Überzeugend ist insbesondere das dänische 
Beispiel, das relativ scharfen Wettbewerb mit Vor-
rangregelungen zugunsten der Kraft-Wärme-Kopp

-
lung und der erneuerbaren Energien verbindet, mit 
der Folge sehr niedriger Strompreise bei einem sehr 
hohen Umweltschutzniveau. 

4. Die Regelungen im einzelnen 

Das Gesetz zur Förderung der Energiewi rtschaft wird 
für den Bereich der Elektrizitätswirtschaft durch ein 
Gesetz über die Elektrizitätswirtschaft ersetzt. Durch 
die Änderung des Namens wird klargestellt, daß die 
frühere besondere Förderung der Elektrizitätswirt-
schaft durch Gesetz jetzt entfällt. 

Das Gesetz zur Förderung der Energiewi rtschaft 
bleibt für den Bereich der Gaswirtschaft so lange in 
Kraft, bis rechtliche Regelungen für die Gaswirt-
schaft infolge einer noch zu erlassenden Gasrichtlinie 
durch die EU geschaffen worden sind. 

Das vorliegende Gesetz enthält gegenüber dem gel-
tenden Recht im wesentlichen folgende Änderun-
gen: 
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a) Gesetzesziele 

Versorgungssicherheit, Umweltverträglichkeit, Res

-

sourcenschonung, Wirtschaftlichkeit und Verbrau-
cherschutz sind gleichrangige Gesetzesziele, die 
für alle Teilgebiete der Elektrizitätswirtschaft (Er-
zeugung, Übertragungsnetzbetrieb, Verteilnetzbe-
trieb, Lieferung) Geltung haben. Es wird nicht 
davon ausgegangen, daß Wettbewerb in der Elek-
trizitätswirtschaft die Verwirklichung der Gesetzes

-

ziele automatisch mit sich bringt. Vielmehr erhält 
das Gesetz explizite Regelungen zu allen Gesetzes

-

zielen. 

b) Zuständigkeit der Gemeinden 

Für die Sicherstellung der Elektrizitätsversorgung 
auf der örtlichen Ebene sind die Gemeinden im Rah-
men ihrer Daseinsvorsorge für das örtliche Gemein-
wesen (Artikel 28 Abs. 2 Grundgesetz) und zur 
Durchsetzung der durch dieses Gesetz aufgegebe-
nen gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen im A ll

-gemeininteresse zuständig. Sie können sich zur Er-
füllung dieser Aufgaben wie bisher selbst energie-
wirtschaftlich betätigen oder Dritte damit beauftra-
gen. Diese Dritten können wie bisher eigene Stadt-
werksunternehmen oder überörtlich tätige Elektrizi-
tätsunternehmen sein. 

Die Gemeinde regelt die örtliche Elektrizitätsver-
sorgung durch Satzung und Verträge. In der Sat-
zung wird der Vertragstyp festgelegt, für den sich 
die Gemeinde entscheidet. Mit dem Vertragstyp 
wählt die Gemeinde unter drei Wettbewerbsmodel-
len aus. 

Während der Betreiber des Übertragungsnetzes 
staatlich lizenziert wird, benötigt der örtliche Netz-
betreiber eine kommunale Konzessionierung. Es 
wird davon ausgegangen, daß der Netzbetrieb ein 
natürliches Monopol ist. Zudem hat nach § 13 
Abs. 3 die Netzbenutzung Vorrang vor dem Di-
rektleitungsbau. Deshalb sind die Konzessionsabga-
ben aus bestehenden Konzessionsverträgen nicht in 
Gefahr. Diese Verträge gelten in bezug auf die Kon-
zessionsabgabe fo rt . Die Konzessionsabgabe des 
Netzbetreibers ist dann eine Abgabe für das Wege-
recht und für den monopolistischen Netzbetrieb und 
wird Bestandteil der Netzbenutzungsentgelte, die 
Lieferanten in Rechnung gestellt werden. Eine Kon-
zessionsabgabe auf die eigentlichen Liefervorgänge 
entfällt. 

c) Wettbewerbskonzept 

Das Gesetz übernimmt die oben angeführten drei 
wesentlichen Wettbewerbsinstrumente der Elektrizi-
tätsrichtlinie. Mit den Vorschriften über die betrieb-
liche und bilanzielle Trennung der Teilaktivitäten Er-
zeugung, Übertragung, Verteilung und Lieferung 
geht das Gesetz über die Mindestanforderungen der 
Richtlinie hinaus, respektiert aber die Eigentumsver-
hältnisse vertikal integrierter Energieunternehmen. 
Der monopolistische Netzbetrieb darf nach den Vor-
schriften des § 3 zu keiner Bevorzugung konzernei-
gener oder unternehmenseigener Erzeugungs- oder 
Lieferungsvorgänge führen. Diese müssen vielmehr 

so behandelt werden wie dritte Erzeuger und Liefe-
ranten. 

Von dem bisherigen „Versorgungsauftrag" vertikal 
integrierter Elektrizitätsunternehmen verbleibt nach 
dem Gesetz nur noch die Lizenzierung bzw. Konzes-
sionierung der Netzbetreiber. Das elektrizitätswirt-
schaftliche Handeln von Kraftwerksbetreibern und 
Lieferanten ist frei, abgesehen von der Strompreisge-
nehmigung bei Garantielieferanten. Konsequenter-
weise ist auch der Bau von Kraftwerken energie-
rechtlich genehmigungsfrei. 

Da der Netzbetrieb im Mittelpunkt des Wettbewerbs-
konzepts des Gesetzes steht, sind Regelungen über 
den diskriminierungsfreien Netzzugang von Erzeu-
gern, Lieferanten und Kunden erforderlich. Der Netz-
betreiber darf in den Wettbewerb nicht eingreifen. 
Wegen seiner monopolistischen Rolle unterliegt der 
Netzbetreiber der staatlichen Strompreisaufsicht. Da 
der Netzbetreiber selbst keine Marktrisiken trägt, 
sind die bei rationellem Netzbetrieb gerechtfertigten 
Selbstkosten Grundlage der Netzbenutzungsent

-

gelte. 

Der Netzbetreiber hat nicht nur die Aufgabe, ein 
betriebsfähiges Netz sozusagen zur Verfügung zu 
stellen, sondern er hat auch die bisher üblichen, von 
den Kunden benötigten elektrizitätswirtschaftlichen 
Standards wie Frequenz- und Spannungshaltung so-
wie Leistungssicherung einzuhalten. Er übernimmt 
die neutrale Rolle des Lastverteilers für die Gesamt-
heit aller Lieferanten und Kunden in seinem Netzge-
biet und setzt dazu entweder eigene Betriebsmittel 
oder entsprechende Leistungen dritter Unternehmen 
ein. Er hat die Aufgabe der technischen Moderation 
von Erzeugern und Lieferanten im Interesse der Kun-
den. 

Gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen 

Das Gesetz legt gemeinwirtschaftliche Verpflichtun-
gen im Sinne von Vorrangregelungen aus Gründen 
des Umweltschutzes, der Ressourcenschonung, der 
Markteinführung erneuerbarer Energien und der 
Nutzung heimischer Energien auf. Daher ist zunächst 
einmal der Netzzugang von Elektrizität aus erneuer-
baren Energien und Kraft-Wärme-Kopplung vorran-
gig und unentgeltlich. Dadurch wird insbesondere 
der Betrieb größerer Anlagen, die prinzipiell wettbe-
werbsfähig sind, gefördert. 

Darüber hinaus sind alle Netzbetreiber verpflichtet, 
einen bestimmten Anteil der über das Netz laufen-
den Lieferungen an  Elektrizität aus erneuerbaren 
Energien und aus Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen 
abzunehmen. Damit sollen die Marktanteile dieser 
beiden Erzeugungsformen kontinuierlich und wett-
bewerbsneutral gesteigert werden. Die Einspeisever-
gütung von Elektrizität aus erneuerbaren Energien 
und aus dezentralen, wärmegeführten Kraft-Wärme-
Kopplungs-Anlagen wird ebenso gesetzlich geregelt 
wie ein überregionaler Kostenausgleich a ller Netz-
betreiber zur Vermeidung von regionalen Sonderla-
sten. Damit kann das Stromeinspeisungsgesetz ent-
fallen. 
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II. Zu den Vorschriften im einzelnen 

Zu § 1 (Anwendungsbereich, Ziele des Gesetzes) 

Der Anwendungsbereich ist auf die Elektrizitätswirt-
schaft beschränkt. 

In § 1 werden die Ziele des Gesetzes definie rt . Dabei 
werden Erzeugung, Übertragung, Verteilung und 
Lieferung von Elektrizität bestimmten Anforderun-
gen unterworfen. Die Ziele der Sicherheit, der Um-
weltverträglichkeit, des Ressourcenschutzes und der 
Wirtschaftlichkeit sind gleichrangig zu bewe rten und 
bei der Zielumsetzung in ausgewogener Form zu be-
rücksichtigen. 

Sicherheit bedeutet ein der Nachfrage entsprechen-
des, mengenmäßig ausreichendes Angebot an Elek-
trizität, einschließlich der technischen Sicherheit von 
Erzeugungs-, Übertragungs-, Verteilungs- und Liefe-
rungsanlagen. 

Dabei ist zu berücksichtigen, daß die Versorgung 
auch langfristig auf einem hohen Niveau gewährlei-
stet sein muß. Durch eine intensive Nutzung heimi-
scher Energieträger kann die Abhängigkeit von 
Energieimporten - auch auf europäischer Ebene - 
minimiert werden. 

Eine umweltverträgliche Energieversorgung setzt ei-
nen möglichst sparsamen Umgang mit Energie und 
einen hohen Anteil nicht klimaverändernder Techno-
logien voraus. Die umweltverträgliche Versorgung ist 
im übrigen gekennzeichnet durch das Ziel einer ho-
hen Effizienz bei der energietechnischen Umset-
zung. 

Ressourcenschonung bedeutet, daß beim Einsatz von 
Energierohstoffen die Klimaschutzziele und die Inter-
essen künftiger Generationen berücksichtigt wer-
den. 

Das Gebot der Wirtschaftlichkeit trägt zu einem 
preisgünstigen Angebot von Elektrizität bei. Dies 
setzt voraus, daß die Elektrizitätsbereitstellung unter 
Berücksichtigung der bereits genannten Ziele ratio-
nell, effizient und kostensparend erfolgt. 

Im Rahmen der Wirtschaftlichkeit und Preisgünstig-
keit sowie der sicheren Versorgung wird den Belan-
gen des Verbraucherschutzes Rechnung getragen. 

Zu § 2 (Begriffsbestimmungen) 

Es wird auf den Gesetzestext verwiesen. 

Zu § 3 (Trennung von Erzeugung, Übertragung, 
Verteilung und Lieferung 
in der Elektrizitätswirtschaft) 

Als ein zentrales Wettbewerbselement wird eine be-
triebliche und bilanzielle Trennung von Erzeugung, 
Übertragung, Verteilung und Lieferung durch Zuord-
nung dieser Einzelaktivitäten zu Unternehmen, Be-
trieben oder Bet riebsteilen eingeführt. 

Die wettbewerbliche Trennung der einzelnen Aktivi

-

täten ist wesentliche Voraussetzung für einen „dis

-

kriminierungsfreien" Netzzugang und eine wettbe

-

werbliche Ausgestaltung der Märkte. Die Eigen-
tumsverhältnisse der am Markt teilnehmenden Un-
ternehmen, insbesondere die Eigentumsrechte an 
den Übertragungs- und Verteilnetzen bleiben erhal-
ten. Bilanzielle Festlegungen innerhalb der internen 
Rechnungslegung werden dokumentiert und nach-
prüfbar vollzogen. 

Zu § 4 (Transparenz- und 
Vorschaupublikationspflichten) 

Als weiteres Element zur Sicherung des Wettbewerbs 
und der Öffnung der Märkte werden Transparenz-
und Vorschaupublikationspflichten normiert, die auf 
den Netzebenen einen hinreichenden Einblick in 
technische und wirtschaftliche Daten ermöglichen 
sollen. Ziel der Transparenz und der Vorschaupubli-
kation ist es auch, umfassende Informationen über 
Vorgänge und Leistungen im Netz zu erhalten. 

Zu § 5 (Zugang zur Netzinfrastruktur) 

Das zweite zentrale Element einer wettbewerbs-
orientierten Elektrizitätswirtschaft ist der diskrimi-
nierungsfreie Zugang zu den Übertragungs- und 
Verteilnetzen. Der Netzzugang ist geknüpft an die 
Gewährung der üblichen Vertragsbedingungen und 
freie Netzkapazitäten. Liegen diese nicht vor, kann 
der Netzbetreiber den Zugang verweigern. Gleiches 
gilt für den Fall, daß die Aufnahme von vorrangig 
einzuspeisender Energie durch einen Netzzugang 
gefährdet werden könnte. 

Die abschließend formulierte Verweigerungsrege-
lung dient primär der wirtschaftlichen Auslastung 
der Netzkapazitäten und gewährleistet, daß die im 
Gesetz formulierten Vorrangregelungen nicht ge-
fährdet werden. Um einen diskriminierungsfreien 
Netzzugang zu gewährleisten, muß die Nachweis-
pflicht über mangelnde Netzkapazitäten beim Netz-
betreiber liegen. 

Die Konditionen der Netzbenutzung sind unter 
Wahrung des Gleichheitsgrundsatzes festzulegen 
und auf der Basis von Selbstkosten zu bestimmen. 

Zu § 6 (Benutzung verschiedener 
Netze/Netzbereiche) 

Die vorhandene Struktur der Netze in der Bundesre-
publik Deutschland macht es notwendig, Regelun-
gen für den Fall  zu treffen, daß Lieferungen über ho-
rizontal oder vertikal anstoßende Netze verlaufen. 
Bei derartigen Lieferungen bzw. Netzkonstellationen 
dürfen keine Wettbewerbsbeschränkungen auftre-
ten, die über die bereits formulierten Verweigerungs-
regelungen hinausgehen. Hierdurch wird ein Abbau 
von Hemmnissen beim Netzzugang und der zugehö-
rigen vertraglichen Ausgestaltung auch bei größeren 
Lieferentfernungen erreicht. 

Zu § 7 (Allgemeine Organisation des Netzbetriebs) 

Wegen des monopolistischen Charakters der Netze 
bedarf es eines klaren Ordnungsrahmens, der wirk

-

same Vorkehrungen gegen mißbräuchliche Wettbe- 
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werbsbeschränkungen trifft. Der Netzbetreiber ist 
verpflichtet, Kriterien für die Netzerrichtung, -erhal

-

tung und -bereitstellung zu erfüllen. Die Kriterien 
umfassen den technischen Rahmen und gewährlei-
sten eine effiziente Betriebsführung der Netze. Sie 
beinhalten weiterhin zur Sicherstellung der Transpa-
renz und zur Vermeidung von Diskriminierungen die 
öffentliche Bekanntgabe von Geschäftsbedingungen 
und das Verbot der Wahrnehmung von Interessen 
Dritter. Das Vertraulichkeitsprinzip ist gegenüber 
Dritten und verbundenen Unternehmen und Betrie-
ben zu wahren. 

Zu § 8 (Lizenzierung der überörtlichen 
Netzbetreiber) 

Die Benennung eines Netzbetreibers auf der überört-
lichen Ebene durch die Energieaufsichtsbehörde ist 
erforderlich, um den Betrieb, die Wartung, den Aus-
bau der Netze und die sichere Versorgung dauerhaft 
gewährleisten zu können. Die Benennung erfolgt für 
einen Zeitraum von 20 Jahren. Der Zeitraum berück-
sichtigt die Langfristigkeit von Investitionen und Un-
terhaltungsmaßnahmen. Für Unternehmen, die zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes Netze be-
treiben, erfolgt die Benennung aus Gründen des Be-
standsschutzes kraft Gesetzes ebenfalls über einen 
Zeitraum von 20 Jahren. Aufgrund der gesamtwirt-
schaftlichen Bedeutung der Funktionen des Netzbe-
treibers in einem überörtlichen Netz werden die Zu-
verlässigkeit, die finanzielle Leistungsfähigkeit und 
die notwendige Fachkunde als Voraussetzung für 
eine Benennung vorgegeben. 

Für die Weitergabe von Netzen nach Ablauf des Li-
zenzierungszeitraums wird aus Gründen der Versor-
gungssicherheit und des Eigentumsschutzes eine 
Endschaftsregelung normiert. 

Zu § 9 (Aufgaben der Gemeinden) 

Basis einer modernen und leistungsfähigen Elektrizi-
tätsbereitstellung ist ein dezentrales und kunden-
orientiertes Liefer- und Verteilsystem auf örtlicher 
Ebene. Daher werden die energiewirtschaftlichen 
Aufgaben der Gemeinden als gemeinwirtschaftliche 
Verpflichtung im Allgemeininteresse formuliert. Sie 
sind damit ein wesentlicher Bestandteil der kommu-
nalen Daseinsvorsorge. 

Zur Sicherung der kommunalen Interessen wird das 
Recht zur energiewirtschaftlichen Betätigung und 
zum Abschluß von Konzessionsverträgen ausdrück-
lich bestätigt. Wettbewerbliche Beschränkungen auf 
örtlicher Ebene bedürfen der Begründung. Sie sind 
nur zulässig im Rahmen der Verwirklichung der 
kommunalen Daseinsvorsorge. 

Zu § 10 (Konzessionierung 
der örtlichen Netzbetreiber) 

Das bisherige ausschließliche Wegerecht der Ge-
meinden bleibt erhalten und wird ausdrücklich be-
stätigt. Wie im Lizenzierungsverfahren auf überörtli-
cher Ebene werden angemessene Fristen für die 
Laufzeit der Konzessionsverträge festgeschrieben 

und Rückgaberegelungen getroffen. Die Beibehal-
tung der Ausschließlichkeit der Wegerechte erfordert 
eine Ausnahme von § 1 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen. 

Zu § 11 (Örtliche Versorgung) 

Ausgehend von der vorhandenen Versorgungsstruk-
tur in den Gemeindegebieten wird den Gemeinden 
abweichend von einem reinen Wettbewerbsmodell 
die Möglichkeit eingeräumt, durch Satzung und Ver-
träge die Gestaltung der Elektrizitätsversorgung im 
Gemeindegebiet abschließend zu regeln. Sie können 
einem oder mehreren Bet rieben die Aufgaben der 
Elektrizitätsversorgung übertragen. 

In der Satzung wird der Vertragstyp festgelegt, für 
den sich die Gemeinde entscheidet. Mit dem Ver-
tragstyp wählt die Gemeinde auch das Wettbewerbs-
modell.. Sie kann dabei zwischen drei Modellen wäh-
len: 

1. Bei der freien Vertragsgestaltung ohne auferlegte 
Versorgungspflicht für bestimmte Kundengruppen 
herrscht freier Wettbewerb, d. h. jeder Lieferant 
und jeder Kunde hat diskriminierungsfreien Zu-
gang zum örtlichen Verteilnetz. 

2. Bei der Vertragsgestaltung mit Versorgungspflicht 
für bestimmte Kundengruppen erhält ein oder er-
halten mehrere Lieferunternehmen den vertragli-
chen Auftrag, für bestimmte Kundengruppen 
Elektrizität zu einheitlichen Tarif- oder Preisstruk-
turen mit Versorgungspflicht zu liefern. 

Die Versorgungspflicht und die Standardisierung 
kann sich auf die Gruppe der Tarifkunden (Haus-
haltstarifkunden, Gewerbetarifkunden) beschrän-
ken, kann aber auch größere Verbraucher mit 
leicht normierbaren Vertrags- und Preiskonditio-
nen mitumfassen (Normsondervertragskunden). 
Grundsätzlich können alle Kunden, auch die Tarif-
kunden, den Lieferanten wechseln und eventuell 
später wieder auf den Garantielieferanten zurück-
greifen. Für solche Fälle regelt die Gemeinde in 
Satzungen oder Verträgen die Bedingungen die-
ses Wechsels, insbesondere zum Schutz des Ga-
rantielieferanten, der seine Kapazitäten für alle 
Kunden der im Vertrag aufgeführten Gruppen be-
reithalten muß. 

Damit ist der Beschaffungswettbewerb indirekt 
auch für die im Kollektiv versorgten Kunden von 
Nutzen, weil der Garantielieferant auf dem Groß-
handelsmarkt Einkaufspreise durchsetzen kann, 
die für den einzelnen, an Wettbewerb interessier-
ten Kunden nicht durchsetzbar wären. So läßt sich 
auch ein hohes Maß an Verbraucherschutz für alle 
Kunden verwirklichen, die im Wettbewerb nicht 
umworben werden oder kein Interesse an den 
Wechselfällen des Marktes haben. Die Preise des 
Garantielieferanten unterliegen der Strompreis-
aufsicht. 

3. Beim Modell des Alleinverkäufers erhält der Liefe-
rant auf Zeit ein Liefermonopol, verbunden mit ei-
ner Versorgungspflicht für alle Kunden im vertrag-
lich festgelegten Liefergebiet. Gleichwohl können 
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dritte Lieferanten Lieferangebote an einzelne Kun

-

den abgeben. 

Der Alleinverkäufer ist dann aber verpflichtet, in 
die ausgehandelten Konditionen einzutreten und 
die von dem Dritten angebotenen Lieferungen zu 
übernehmen. Die Vertragsbeziehungen zwischen 
dem Alleinverkäufer und dem Kunden bleiben be-
stehen. 

Das Garantieliefermodell oder das Alleinverkäufer-
modell erfordern eine Ausnahme von § 1 des Geset-
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen. 

Zu § 12 (Konzessionsabgabe) 

Das bisherige System der Konzessionsabgaben für 
die Benutzung von örtlichen Wegen und örtlichen 
Netzen soll aufrechterhalten werden. Die gesetzliche 
Anknüpfung an die Konzessionierung für den Netz-
betrieb ergibt sich daraus, daß nach neuem Recht 
zwischen Konzessions- und Lieferverträgen zu unter-
scheiden ist. In der Sache ergibt sich keine Verände-
rung gegenüber dem geltenden Konzessionsabga-
benrecht, da die Lieferung von Elektrizität praktisch 
immer eine Benutzung des Netzes voraussetzt. Damit 
ist das zur Sicherung der finanziellen Eigenständig-
keit der Kommunen notwendige Konzessionsabga-
beaufkommen 

 
 gewährleistet. 

Zu § 13 (Planfeststellung, Plangenehmigung, 
Leitungsbau) 

Als wettbewerblichen Regulativ für einen vorhande-
nen Netzzugang wird ein Planfeststellungs-/Plange-
nehmigungsverfahren für den Leitungsbau einge-
führt. 

Innerhalb des Verfahrens wird ein Ausgleich zwi-
schen den öffentlichen Interessen und den wettbe-
werblichen Zielvorstellungen der Netzbetreiber vor-
genommen. Hierzu gehören beispielsweise die ener-
giewirtschaftliche und umweltwirtschaftliche Mini-
malkostenplanung, die Ziele und Belange der Raum-
ordnung und die Minimierung von Umweltbelastun-
gen hinsichtlich des Standortes und der Erzeugung 
von Energie. 

Die Möglichkeit der Untersagung des Baus einer Lei-
tung durch die Energieaufsichtsbehörde ist an die 
genannten Kriterien geknüpft. 

Zu § 14 (Besitzeinweisung, Enteignung) 

Im Rahmen eines Planfeststellungsverfahrens nach 
§ 13 ist über die Zulässigkeit von Enteignungsverfah

-

ren zu entscheiden. 

Zu § 15 (Tarifaufsicht) 

Aufgrund ihres Monopolcharakters werden die über-
örtlichen und örtlichen Netze hinsichtlich der Netz-
entgelte der staatlichen Preisaufsicht unterworfen. 

Aus Gründen des Verbraucherschutzes werden auch 
Lieferungen im Rahmen der örtlichen Versorgung 
nach § 11 tarifiert. 

Die Preisaufsicht dient der Transparenz in der Elek-
trizitätswirtschaft und ist gleichzeitig ein wichtiges 
Instrument zur Vermeidung von Abschottungs- und 
Verdrängungspraktiken auf Erzeuger-, Liefer- und 
Netzebene. 

Zu § 16 (Minimalkostenplanung) 

Zur Ressourcenschonung fossiler Energien und zum 
Klimaschutz sind Maßnahmen zur Minimalkosten-
planung auch im Elektrizitätswettbewerb erforder-
lich. Nach den bisherigen Erfahrungen sind sie mit-
telfristig rentabel und volkswirtschaftlich auch zur 
Verringerung externer Kosten geeignet. 

Die Verpflichtung zur Minimalkostenplanung ist des-
halb für einen ökologisch verantwortbaren Rahmen 
für jedermann tragbar. 

Mit der Regelung werden die Vorschläge der noch 
nicht verabschiedeten europäischen Richtlinie für 
Least-Cost-Planning-Verfahren aufgegriffen. 

Zu § 17 (Vorrangeinspeisungen aus Gründen 
des Umweltschutzes) 

Aus Gründen des Klima- und Umweltschutzes sieht 
die Binnenmarktrichtlinie Vorrangregelungen für er-
neuerbare Energien und Kraft-Wärme-Kopplung vor. 
Damit soll der Anteil der umweltfreundlichen Elek-
trizitätserzeugung gesteigert, die CO2-Emissionen 
schrittweise gesenkt und die erschöpflichen Energie-
ressourcen geschont werden. 

Nach Wegfall der Gebietsmonopole werden die 
Netzbetriebe Adressaten der Einspeiseberechtigten. 
Sie zahlen die Vergütung in Höhe der im außer Kraft 
zu setzenden Stromeinspeisegesetz festgelegten 
Sätze. Kraft-Wärme-Kopplung-Anlagen über 1 MW 
erhalten eine Vergütung von 10 Pf/kWh. 

Die Mehrkosten werden zur Beseitigung regionaler 
Disparitäten auf alle örtlichen und überörtlichen 
Netzbetreiber umgelegt. In einer Rechtsverordnung 
legt das Bundesministerium für Wirtschaft die Höhe 
und zeitliche Dauer der Sätze fest, um sie an die je-
weilige Marktentwicklung anpassen zu können und 
Mitnahmeeffekte zu vermeiden. 

Zu § 18 (Übergangsregelung zugunsten 
ostdeutscher Braunkohle) 

In Ostdeutschland hat die Umstrukturierung der 
Braunkohleförderung sowie der Stromerzeugung 
und Stromverteilung zu einer starken Senkung der 
Förderung und einer Halbierung der Kraftwerkska-
pazitäten geführt. Milliardeninvestitionen in die Mo-
dernisierung der Versorgung sind getätigt worden, 
die noch über einen langen Zeitraum abgeschrieben 
werden müssen. Nach einer Reduzierung der Be-
schäftigung ist jetzt ein Niveau erreicht, das aus 
Struktur- und sozialpolitischen Gründen gehalten 
werden muß. Die Bestandssicherung der ostdeut-
schen Braunkohleverstromung ist am besten durch 
eine letztlich von allen deutschen Verbrauchern zu 
tragende, zeitlich bef ristete, vorrangige Abnahme für 
den größten Teil ostdeutschen Braunkohlestroms zu 
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erreichen. Es wird angesichts der grundsätzlich ge-
gebenen Wettbewerbsfähigkeit des ostdeutschen 
Braunkohlestroms erwartet, daß sich der Teil dieses 
Stroms, der nicht durch diese Quotenregelung gesi-
chert ist, schon jetzt konkurrenzfähig am Markt be-
haupten kann. Mit der auf ganz Deutschl and verteil-
ten Quote wird die in der Europäischen Richtlinie 
vorgesehene Übergangsregelung für vor Inkrafttre-
ten der Richtlinie auferlegte Verpflichtungen am be-
sten erfüllt. 

Die Bezugspflichten sind handelbar. Zur Vermeidung 
von Übertragungsverlusten sollte ostdeutscher 
Braunkohlestrom wie bisher weitgehend in den neuen 
Bundesländern verbraucht werden. Absatz 1 Satz 2 
sieht daher vor, daß die Bezugspflicht durch Verträge 
mit ostdeutschen Unternehmen über die Abnahme 
des Braunkohlestroms erfüllt werden soll. Dem Ziel 
der Regelung, den Absatz ostdeutschen Braunkohle-
stroms zu auskömmlichen Preisen mittelfristig abzu-
sichern, wird eine rechnerische statt einer physischen 
Abnahme voll gerecht. Dies liegt auch im Interesse 
der Lieferanten ostdeutschen Braunkohlestroms, ihre 
Kunden möglichst zu halten. 

Zu § 19 (Marktzutrittsregelungen) 

Den überörtlichen und örtlichen Netzbetreibern wird 
in begründeten Fällen das Recht eingeräumt, bei 
Stromimporten aus Mitgliedstaaten der EU und Dritt-
staaten den Netzzugang zu verweigern. Die zeitlich 
befristete Schutzklausel dient der Sicherstellung 
eines gleichgewichtigen grenzüberschreitenden 
Marktzutritts und der Vermeidung von Umweltdum-
ping-Praktiken. 

Zu § 20 (Kartell-/Energieaufsicht) 

Absatz 1 ist die notwendige allgemeine Befugnis-
norm, damit die für die Kartell- und Energieaufsicht 
zuständigen Behörden die Einhaltung der Vorschrif-
ten dieses Gesetzes überwachen und die im Einzel-
fall erforderlichen Maßnahmen zur Durchführung 
des Gesetzes anordnen können. 

Nach Absatz 2 steht den Behörden ein Auskunfts-
recht gegenüber unternehmerischen und betriebli-
chen Einheiten im Sinne des § 3 Abs. 1 zu, damit die 
Aufsicht nach diesem Gesetz wirksam durchge-
führt werden kann. Die unternehmerischen und be-
trieblichen Einheiten sind deshalb zur Auskunft über 
wirtschaftliche, umweltbezogene und technische 
Sachverhalte verpflichtet, die zur Überwachung der 
sich aus diesem Gesetz ergebenden Pflichten erfor-
derlich sind. Die Pflicht erstreckt sich auf alle Aus-
künfte, die zur Durchführung der Aufsicht benötigt 
werden. 

Absatz 3 verleiht den für die Aufsicht zuständigen 
Personen das Recht, Betriebsgrundstücke, Geschäfts-
räume und Einrichtungen der unternehmerischen 
und betrieblichen Einheiten zu betreten, um die zur 
Überwachung erforderlichen Prüfungen vorzuneh-
men sowie die geschäftlichen und bet rieblichen Un-
terlagen einzusehen. Die Vorschrift schränkt insoweit 
das Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Artikel 13 Grundgesetzes) ein. 

Damit die Behörde die sich aus dem Gesetz ergeben-
den Pflichten überwachen kann, muß sie sich die not-
wendigen Auskünfte auch selbst verschaffen kön-
nen, soweit ihr diese vom Auskunftspflichtigen nicht 
rechtzeitig oder nicht in erforderlichem Umfang zur 
Verfügung gestellt werden. Hierzu ist ein Betre-
tungsrecht der geeignete Weg, um den Behörden 
Prüfungen vor Ort und unmittelbare Einsichtnahme 
in die Geschäftsunterlagen zu ermöglichen. Der Ein-
griff ist auch erforderlich. Ein anderes Mittel, das we-
niger intensiv in den geschützten Grundrechtsbe-
reich eingreift, steht nicht zur Verfügung. Die Rege-
lung ist den unternehmerischen und betrieblichen 
Einheiten auch zumutbar. Sie unterliegen den Pflich-
ten aus diesem Gesetz. Im Hinblick auf die in §.1 nor-
mierten Ziele besteht ein überragendes Interesse an 

 einer wirkungsvollen Aufsicht. Deswegen ist es be-
rechtigt, daß die unternehmerischen und betriebli-
chen Einheiten eine Betretung ihrer Betriebsgrund-
stücke, Geschäftsräume und Einrichtungen durch 
Beauftragte der Behörde dulden müssen. 


